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K R A N K E N V E R S I C H E R U N G R E N T E N V E R S I C H E R U N G

M I T G L I E D E R V E R S I C H E R T E & R E N T N E R

            wählen ARBEITGEBER                  wählen

V E R WA LT U N G S R AT VERTRETERVERSAMMLUNG

u.a. bei Barmer, DAK-Gesundheit. 

BIG direkt gesund und IKK classic

bei der Deutschen 

Rentenversicherung

•  wählen und kontrollieren haupt-

amtlichen Vorstand

•  ernennen Mitglieder der Wider-

spruchsausschüsse

• beschließen Haushalt

•  entscheiden bei Grundsatz-

fragen zu Finanzen und Organi-

sation
•  entwickeln und beschließen  

Satzungsleistungen z.B. Bonus-

programme, Wahltarife, neue 

Versorgungsformen

•  wählen ehrenamtlichen Vorstand, 

der über Finanzen, Personal,  

Organisation und Rehabilitation 
entscheidet und wählen haupt  amt-

liche Geschäftsführung
• beschließen Haushalt

•  wählen ehrenamtliche 

Versichertenberater*innen

•  wählen Mitglieder der Wieder-

spruchsausschüsse

»Die Selbstverwaltung 
muss ins Grundgesetz«

Alle sechs Jahre werden bei den Sozialwahlen die Vertreter*innen der 

Versicherten in die Gremien der gesetzlichen Kranken-, Renten- und 

Unfallversicherung gewählt – zuletzt 2023. Trotz ihrer Bedeutung wird 
die drittgrößte Abstimmung des Landes und die in den Gremien ge-

leistete Selbstverwaltung kaum wahrgenommen. Im Gespräch erklärt 

der Bundesbeauftragte für die Sozialwahlen und Kolpingmitglied, 
Peter Weiß, warum die soziale Selbstverwaltung wichtig ist und wes-

halb sie eine Stärkung braucht. 

KO L P I N G M AG A Z I N: Bei den letzten Sozialwahlen 

hat die Wahlbeteiligung gegenüber den vorangegange-

nen deutlich abgenommen. Wie erklären Sie sich das 

geringe Interesse?

Peter Weiß: Die Nachwahlbefragungen geben dazu 

klare Antworten: Viele Wahlberechtigte wissen 

schlichtweg mit dem Thema Sozialwahl nichts an-

zufangen. Ihnen sagen die Namen auf den Wahllis-

ten nichts. Und sie wissen nicht, welchen persönli-

chen Nutzen sie von der sozialen Selbstverwaltung 

haben. Das Resultat ist, dass sie den Wahlumschlag 

eher wegwerfen, als ihn auszufüllen.

»Selbstverwaltung« ist ein sperriger Begriff, der vielen 
Bürger*innen wenig sagt. Lässt sich das Prinzip in we-

nigen Sätzen zusammenfassen?

Peter Weiß: Wir alle sind verp�ichtet, Beiträge in 

die Sozialversicherung zu zahlen. Sie dienen dazu, 

uns vor zukün�igen Risiken zu schützen. Deshalb 

ist es richtig und notwendig, dass Vertreter*innen 

der Versicherten in den Parlamenten darüber wa-

chen, dass an der Spitze der Versicherung ein quali-

�ziertes Management steht und sorgfältig mit den 

Versichertengeldern umgegangen wird. Gleichzei-

tig wird darauf geachtet, dass benötigte Leistungen 

rasch und schnell gewährt werden. Das ist Aufgabe 

der sogenannten Selbstverwalter*innen.

Befürworter*innen betonen, dass die soziale Selbst-

verwaltung ein Teil gelebter Demokratie in Deutsch-

land sei.

Peter Weiß: Wir erleben in Deutschland seit vielen 

Jahren eine intensive Diskussion über Bürgerbe-

teiligung. So werden zum Beispiel Bürgerräte nach 

dem Zufallsprinzip eingesetzt, um bestimmte The-

men zu bearbeiten. Dabei geht unter, dass wir in 

der Sozialversicherung ein klassisches Instrument 

haben, nämlich das der Selbstverwaltung, also ein 

Parlament der Versicherten und der Arbeitgeben-

den. Diese soziale Selbstverwaltung ist ein wichti-

ges Stück Demokratie in unserem Land, das man 

nicht neu er�nden muss, sondern vielleicht stärker 

beleben muss. Eine Idee könnte sein, der Selbstver-

waltung Verfassungsrang zu verleihen.

Genau dies schlagen Sie auch im Abschlussbericht zu 

den letzten Sozialwahlen vor. Was würde eine Aufnah-

me ins Grundgesetz ändern?

Peter Weiß: In der Verfassung sollte nicht nur et-

was über die Organisation der Sozialversicherung 

stehen, sondern auch über ihren Wesensgehalt. 

Dazu gehört die Selbstverwaltung. Wenn diese im 

Grundgesetz stehen würde, könnte man politisch 

nicht so einfach über deren Kompetenzen hinweg-

gehen, wie das manchmal geschieht. Ich nenne 

hier als Beispiel die Entscheidung früherer Bun-

desregierungen, die Erweiterung der sogenannten 

Mütterrente aus Beiträgen der Versicherten zu 

�nanzieren. Denn hier wäre es konsequent gewe-

sen, die zusätzlichen Ausgaben aus Steuermitteln 

zu �nanzieren. Die �nanzielle Anerkennung von 

Kindererziehungszeiten ist nämlich eine gesamt-

gesellscha�liche Aufgabe. 

Was könnte eine Selbstverwaltung mit Verfassungs-

rang dagegen tun?

Peter Weiß: Eine Aufnahme ins Grundgesetz hätte 

ein Klagerecht zur Folge. Die Selbstverwaltung 

erhielte das Recht, notfalls als Treuhänderin der 

Versicherten gegen ungerechtfertigte Eingri�e in 

die Sozialversicherung Klage zu erheben. Das hätte 

immense politische Auswirkungen. 

Der Präsident des Arbeitgeberverbandes, Reiner Dul-
ger, hat kürzlich kritisiert, dass die Verwaltung der So-

zialkassen zu viel Geld verschlinge. Dies läge mitunter 

an einer aufgeblähten Selbstverwaltung. Teilen Sie 

den Befund?

Peter Weiß: Unsere Sozialversicherungen haben 

einen relativ geringen Verwaltungskostenanteil. 

Auf jeden Fall ist dieser deutlich geringer als bei 

den privaten Versicherungen. Viele Kostenstei-

gerungen basieren auf zusätzlichen gesetzlichen 

Vorgaben und bürokratischen Vorschri�en. Wenn 

Peter Weiß (69) war von 1998 bis 
2021 Mitglied des Deutschen Bun-

destages und dort Vorsitzender der 

Arbeitsgruppe Arbeit und Soziales 

der CDU/CSU-Bundestagsfraktion. 
Seit 2021 ist er Bundeswahlbeauf-
tragter für die Sozialversicherungs-

wahlen.
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»Der Mensch steht 

mit seinen individu-

ellen Bedürfnissen 

im Mittelpunkt des 
Handelns.«

Peter Weiß
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Weitere Infos zur 

Selbstverwaltung 

unter: 

www.aca-bund.de.
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man es der Selbstverwaltung überließe, Vorschrif-

ten eigenständig zu tre�en, würden beide Seiten 

– Arbeitgeber- und Versicherten-Vertreter – schon 

darauf schauen, dass sparsam mit dem Geld der 

Versicherten umgegangen wird. Trotzdem ist es 

natürlich richtig, dass wir auch im Bereich der 

Sozialversicherung schauen, wo mehr E�zienz 

gescha�en werden kann. Das sehe ich als eine 

Aufgabe, der man sich o�ensiv stellen sollte. 

Wäre es im Sinne einer Entbürokratisierung und 
Kosteneinsparung denkbar, den derzeit 94 ge-

setzlichen Krankenkassen einen gemeinsamen 

Verwaltungsrat vorzusetzen, wie dies bei der Auf-
sicht der Bundesagentur für Arbeit der Fall ist?

Peter Weiß: Ich halte wenig von einer Ein-

heitskasse. Es ist aber natürlich richtig, die 

Struktur der Sozialversicherungsträger fortzuent-

wickeln. Hier ist auch schon einiges geschehen. 

Vor Jahrzehnten gab es mehr als tausend Kranken-

kassen, heute sind es noch 94. Ich bin überzeugt, 

dass dieser Fusionsprozess weitergehen wird. Ich 

könnte mir vorstellen, dass 30 bis 40 gesetzliche 

Krankenkassen noch immer genügend Auswahl 

für die Versicherten bieten würden. Wir hätten 

immer noch Wettbewerb im System, aber deutlich 

stärkere Einheiten. 

Neben dem regulären Beitrag erhebt jede Kranken-

kasse einen Zusatzbeitrag, der von ihr eigenständig 
festgelegt wird. Auf diese Weise sollte ursprünglich 

der Wettbewerb angekurbelt werden. Angesichts der 

knappen Kassenlage müssen die ehrenamtlich Enga-

gierten in den Verwaltungsräten faktisch jedoch jeder 
Erhöhung alternativlos zustimmen. 

Peter Weiß: Die Selbstverwalter*innen aller ge-

setzlichen Krankenkassen klagen darüber, dass sie 

häu�g keine freien Gestaltungsmöglichkeiten mehr 

haben. Deshalb habe ich vorgeschlagen, dass der 

durchschnittliche Zusatzbeitrag kün�ig nicht mehr 

auf Empfehlung des Bundesgesundheitsministers 

festgelegt wird, sondern das höchste selbstverwal-

tete Organ im Gesundheitswesen, der Spitzenver-

band der gesetzlichen Krankenkassen, entscheidet. 

Der Ausgabenanstieg, den wir derzeit im Bereich 

Gesundheit und P�ege haben, schränkt in der Tat 

den Handlungsspielraum der Selbstverwaltung ein. 

Deshalb ist die eigentliche politische Reformaufga-

be, diese Ausgabendynamik wieder einzufangen. 

Im Interview mit der FAZ haben Sie kürzlich darauf 

verwiesen, dass die aktuell hohen Beiträge darauf be-

ruhten, dass der Bund nicht alle versicherungsfremden 
Leistungen decke, wie beispielsweise die sogenannte 
Mütterrente.

Peter Weiß: Faktisch herrscht im Moment ein Kud-

delmuddel, weil nicht klar geregelt ist, für welche 

Leistungen die Beitragszahler*innen Verantwor-

tung tragen und für welche Leistungen der Staat. 

Wenn man dies einmal ordnen würde, könnte der 

Beitragssatz zu allen Sozialversicherungen um 

rund 4,5 Prozentpunkte abgesenkt werden. Hier 

liegt allerdings die Verantwortung bei der Politik. 

KOLPING, KAB und die evangelischen Arbeitnehmer-

verbände wirken seit vielen Jahren in der sozialen 

Selbstverwaltung mit. Wozu braucht es in der heutigen 
Zeit noch christliche Arbeitnehmerorganisationen?

Peter Weiß: Aus ihrer Tradition wissen christliche 

Verbände sehr gut, um was es bei der Selbstverwal-

tung geht und warum es sie gibt. Es waren christ-

lich-soziale Politiker, die im 19. Jahrhundert den 

Versicherungsgedanken durchgesetzt haben und 

damit auch die Grundlage für die Selbstverwal-

tung. Sie ist ein gelebtes Beispiel für die Grundsät-

ze, die wir in der christlichen Soziallehre vertreten: 

Der Mensch steht mit seinen individuellen Bedürf-

nissen im Mittelpunkt des Handelns. Gleichzeitig 

ist er Teil einer solidarischen Gemeinscha�, die 

hil� und unterstützt. Es ist ganz wichtig, dass es 

in der Sozialversicherung und deren Selbstverwal-

tung Menschen gibt, die auf dieser Grundlage ihre 

Entscheidungen tre�en. 

Das Interview führte 

Alexander Suchomsky 

(r.), Referent für Ar-

beit, Gesellschaft und 
Soziales beim Kolping-

werk Deutschland und 

ACA-Bundesgeschäfts-

führer

»Vor Jahrzehnten gab 

es mehr als tausend 

Krankenkassen, heute 
sind es noch 94. Ich 

bin überzeugt, dass 
dieser Fusionsprozess 

weitergehen wird.«

Peter Weiß


